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§251
Vergünstigungen für alleinstehende Väter

Die für vollbeschäftigte werktätige Mütter geltenden Be­
stimmungen über die Dauer der Arbeitszeit ünd des Erho­
lungsurlaubs finden auch für vollbeschäftigte alleinstehende 
Väter Anwendung, wenn es" die Betreuung des Kindes bzw. 
der Kinder erfordert. Die Entscheidung trifft der Betriebslei­
ter mit Zustimmung der zuständigen betrieblichen Gewerk­
schaftsleitung.

13. K a p i t e l

A r b e i t s r e c h t l i c h e  V e r a n t w o r t l i c h k e i t  
d e r  W e r k t ä t i g e n

Grundsätze

§252

(1) Der Betrieb hat bei Arbeitspflichtverletzungen und Schä­
den am sozialistischen Eigentum unverzüglich die Ursachen 
und begünstigenden Bedingungen unter Mitwirkung der 
Werktätigen aufzudecken und zu beseitigen sowie Maßnah­
men festzulegen, um weitere Arbeitspflichtverletzungen und 
Schäden zu vermeiden.

(2) Werktätige, die schuldhaft (fahrlässig oder vorsätzlich) 
gegen die Arbeitsdisziplin verstoßen bzw. das sozialistische 
Eigentum geschädigt haben, können disziplinarisch bzw. ma­
teriell zur Verantwortung gezogen werden, wenn die nach 
diesem Gesetz erforderlichen Voraussetzungen vorliegen.

(3) Fahrlässig handelt, wer aus mangelnder Sorgfalt, 
Leichtfertigkeit, Gleichgültigkeit oder ähnlichen Gründen 
seine Arbeitspflichten verletzt bzw. das sozialistische Eigen­
tum schädigt, obwohl er die Möglichkeit zum pflichtgemäßen 
Verhalten bzw.. zur Verhütung des Schadens hatte.

(4) Vorsätzlich handelt, wer seine Arbeitspflichten bewußt 
verletzt bzw. das sozialistische Eigentum bewußt schädigt 
oder sich mit diesen Folgen seines Handelns bewußt abfindet.

§253

Bei der Anwendung der disziplinarischen und materiellen 
Verantwortlichkeit ist die Gesamtheit aller Umstände zu be­
achten. Dazu gehören die Art und Weise der Begehung der 
Arbeitspflichtverletzung, ihre gesellschaftlichen Folgen, Ur­
sachen und Bedingungen, die Höhe des Schadens und seine 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen, die Art und Schwere 
der Schuld, die bisherigen Leistungen des Werktätigen, sein 
Verhalten vor und nach der Arbeitspflichtverletzung bzw. dem 
Eintritt des Schadens und die bisherigen erzieherischen Maß­
nahmen.

Disziplinarische Verantwortlichkeit

§254

(1) Wenn ein Werktätiger seine Arbeitspflichten schuldhaft 
verletzt und andere Formen der Erziehung nicht ausreichen, 
kann eine der folgenden Disziplinarmaßnahmen ausgespro­
chen werden:

Verweis
strenger Verweis 
fristlose Entlassung.

Für die fristlose Entlassung gelten die Bestimmungen der 
§§ 56, 57 und 59.

(2) Eine Disziplinarmaßnahme darf nur vom Disziplinär- 
befugten ausgesprochen werden.

(3) Disziplinarbefugter ist der Betriebsleiter. Für den Aus­
spruch eines Verweises oder strengen Verweises kann die 
Disziplinarbefugnis leitenden Mitarbeitern übertragen wer­
den. Die Übertragung ist in der Arbeitsordnung festzulegen.

§255
(1) Über den Ausspruch einer Disziplinarmaßnahme ist in 

einem Disziplinarverfahren zu entscheiden. Bei einer frist­
losen Entlassung kann von einem Disziplinarverfahren ab­
gesehen werden, wenn sich der Werktätige ln einem anderen 
rechtlich geregelten Verfahren verantworten mußte.

(2) Über die Einleitung eines Disziplinarverfahrens ent­
scheidet der Disziplinarbefugte. Sie ist dem betreffenden 
Werktätigen unter Angabe der ihm zur Last gelegten Arbeits­
pflichtverletzung mitzuteilen. Die zuständige betriebliche Ge­
werkschaftsleitung ist davon zu verständigen.

(3) Der Disziplinarbefugte ist berechtigt, bei Arbeitspflicht­
verletzungen einen Antrag bei der Konfliktkommission auf 
Durchführung eines erzieherischen Verfahrens zu stellen, 
wenn er es für angemessen hält.

§256

(1) Der Disziplinarbefugte hat ein Disziplinarverfahren un­
mittelbar nach Bekanntwerden der Arbeitspflichtverletzung 
einzuleiten, den Sachverhalt umfassend aufzuklären und 
das Verfahren in der Regel innerhalb eines Monats abzu­
schließen.

(2) Ein Disziplinarverfahren darf nicht mehr eingeleitet 
werden, wenn seit der Arbeitspflichtverletzung eine Frist von 
5 Monaten vergangen ist. Wird die Arbeitspflichtverletzung 
als Ordnungswidrigkeit, Verfehlung oder Straftat verfolgt, 
kann ein Disziplinarverfahren noch innerhalb von 2 Wochen 
nach Kenntnis der abschließenden^Entscheidung des zustän­
digen Organs eingeleitet werden.

(3) Der Disziplinarbefugte hat das Disziplinarverfahren un­
ter Mitwirkung der Werktätigen so durchzuführen, daß der 
Werktätige seine Fehler erkennen kann und künftig seine 
Arbeitspflichten ordnungsgemäß wahrnimmt.

(4) Der Werktätige ist im Disziplinarverfahren zu hören. 
Kann er nicht gehört werden, ist ihm Gelegenheit zur schrift­
lichen Stellungnahme zu geben. Das Disziplinarverfahren 
kann auch durchgeführt werden, wenn der Werktätige die 
Möglichkeit der mündlichen bzw. schriftlichen Stellungnahme 
nicht wahrnimmt.

(5) Das Disziplinarverfahren ist unter Mitwirkung eines 
Vertreters der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung 
oder des Vertrauensmannes durchzuführen.

(6) Kann der Werktätige wegen der ihm zur Last gelegten 
Arbeitspflichtverletzung nicht mit der vereinbarten Arbeits­
aufgabe weiterbeschäftigt werden, ist der Betrieb berechtigt, 
ihm bis zum Abschluß des Disziplinarverfahrens eine andere 
Arbeit zu übertragen. Für die Entlohnung finden die Bestim­
mungen der §§ 89 und 90 Anwendung.

§257
(1) Das Disziplinarverfahren ist ohne Ausspruch einer Diszi­

plinarmaßnahme zu beenden, wenn der erzieherische Zweck 
bereits durch das Verfahren erreicht wurde. Es ist einzustel­
len, wenn festgestellt wurde, daß der Werktätige keine Ar­
beitspflichtverletzung begangen oder nicht schuldhaft gehan­
delt hat. Dem Werktätigen ist die Beendigung bzw. Einstellung 
mitzuteilen.

(2) Die im Ergebnis des Disziplinarverfahrens ausgespro­
chene Disziplinarmaßnahme bedarf der Schriftform unter 
gleichzeitiger Angabe der Gründe.


